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1. Einleitung

Die rechtlichen Probleme um den Betrieb von Flugmodellen haben in den letzten 10 Jahren dramatisch zugenommen. Dies gilt sowohl um den Bereich der luftverkehrsrechtlichen Vorschriften, als auch um den Bereich des Verwaltungsverfahrens zum Erhalt einer Aufstiegserlaubnis, als auch und schließlich um den Bereich des Umweltrechts. Verweigerte Platzgenehmigungen und Platzschließungen sind nur die Spitze dieser Rechtsstreitigkeiten.

Hersteller, Fachhandel, Verbände und Vereine sind aufgerufen, im Rahmen einer konzertierten Aktion, eine mitgliederstarke Lobby für die Modellfliegerei zu bilden. Das Jet‑Symposium der Fa. Graupner kann hierfür nur ein allerdings dankenswerter Ansatz sein, durch Aufklärung eine breite Basis an Zustimmung zu finden.

2. Rechtsgrundlagen des Betriebs von Flugmodellen

2.1. Art. 73 Nr. 6 GG: Gesetzgebungszuständigkeit

Nach Art. 13 Nr. 6 GG hat der Bund die Gesetzgebungszuständigkeit für den Bereich des Luftverkehrsrechts. Es handelt sich um eine sog. "Ausschließliche Gesetzgebung", d.h. andere gesetz‑ oder verordnungsgebende Organe sind nicht berechtigt, auf dem Gebiet des Luftverkehrs Regelungen zu treffen.

2.2. LuftVG, LuftVO, LuftVZO

Die wichtigsten gesetzlichen Vorschriften finden sich im Luftverkehrsgesetz (LuftVG.) und in den untergesetzlichen Verordnungen, der Flugverkehrsordnung (LuftVG) und der Flugverkehrszulassungsordnung (LuftVZO). Bedeutung für die Modellflieger haben hierbei insbesondere die §§ 

1 Abs. 1 und Abs. 2, 6 Abs. l, 29 Abs. 1 LuftVG, 

§ 16 Abs. 4, Abs. 5 und Abs. 7 LuftVO sowie 

§ 103 LuftVZO.

2.3. Richtlinien (NfL ‑ 177/78, S. 149f.)

Die altbekannten Richtlinien stellen Arbeitsanweisungen des Bundesministers für Verkehr an die nachgeordneten Luftfahrtbehörden dar. Sie sind aufgrund geänderter Rechtslage nicht mehr geeignet, als Rechtsgrundlage für andere Maßnahmen der Luftfahrtbehörden darzustellen. Damit können weder die Anforderungen von Antragsunterlagen, noch die Beifügung von Nebenbestimmungen, bei den Aufstiegserlaubnissen mit diesen Richtlinien begründet werden.

3. Abgrenzung erlaubnisfreier /erlaubnispflichtiger Modellflug

3.1. Grundsatz: Freiheit des Luftraums für Modellflieger

Nach § 1 Abs. 1 LuftVG ist die Benutzung des Luftraums durch Luftfahrzeuge grundsätzlich frei. Wegen § 1 Abs. 2 Nr. 9 LuftVG gehören Flugmodelle zu den Luftfahrzeugen. Daher können sich auch Modellflieger auf diesen Grundsatz beziehen. Modellflugrelevante Einschränkungen sind daher nur aufgrund des LuftVG und der LuftVO oder LuftVZO zulässig. Anderweitige Einschränkungen entsprechen daher weder der Verfassung (vgl. Art. 73 Nr. 6 GG) noch dem LuftVG.

3.2. Einschränkungen: § 16 Abs. 4 u. Abs. 5 LuftVO

Wesentliche Einschränkungen des Betriebs von Flugmodellen regelt § 16 Abs. 4 und Abs. 5 LuftVO. Danach wird in vier Fällen eine Aufstiegserlaubnis vor Aufnahme des Flugmodellbetriebs erforderlich 

a) Flugmodelle aller Art mit 5kg bis 20kg (§ 16 Abs. 4 LuftVO ‑ Umkehrschluss )

b) Flugmodelle mit Verbrennungsmotorantrieb innerhalb von 1,5km zu Wohngebieten

c) Flugmodelle aller Art innerhalb von 1,5 km zu Flugplätzen

d) Raketenmodelle (Raketenantrieb und generell ballistischer Flugverlauf)

3.3. Weitere Einschränkungen, insbesondere Umweltrecht

Natur‑ und Landschaftsschutzbehörden versuchen immer verstärkter, Modellflug zu unterbinden. Rechtsgrundlage für derartige Verbote sind entsprechende Satzungen für Naturschutz- oder Landschaftsschutzgebiete, wonach Veränderungen der Natur oder der Landschaft verboten sind. Teilweise enthalten solche Satzungen auch direkte Verbote, wonach Modellflug insgesamt oder teilweise (Motormodelle) untersagt wird.

Die Zulässigkeit solcher Verbote ist nicht gegeben, und zwar aufgrund folgender Basis:

· Art. 73 Nr. 6 GG regelt die Gesetzgebungszuständigkeit für den Flugverkehr zugunsten des Bundes, nicht zugunsten der Natur‑ und Landschaftsschutzbehörden.

· Natur‑ und Landschaftsschutzsatzungen gehören nicht zu den privilegierten Vorschriften des § 1 Abs. 1 LuftVG
· § 29 Abs. 1 LuftVG gibt nur Luftfahrtbehörden die Zuständigkeit für Verfügungen im Bereich des Luftverkehrs, nicht etwa Natur‑ und Landschaftsschutzbehörden.

· § 16 Abs. 4 LuftVO regelt positiv, dass der Betrieb von Flugmodellen keiner Erlaubnis bedarf, auch keiner umweltrechtlichen Erlaubnis.

· § 29 Abs. 1 LuftVG als Rechtsgrundlage für eine Aufstiegserlaubnis erfasst anders als § 6 LuftVG nicht den Naturschutz.

· Modellflug ist wegen geringer zeitlicher und räumlicher Ausbreitung nicht geeignet, eine erhebliche Umweltgefährdung darzustellen.

· Wissenschaftliche Beweise für den negativen Einfluss von Modellflug auf die Ornithologie bzw. andere naturrelevante Bereiche liegen nicht vor.

Verfassungsrechtliche Abwägungsfehler:

eine vermutete oder unterstellte Gefährdung der Natur reicht für sichere Einschränkung der freien Entfaltung der Persönlichkeit aus Verstoß gegen Gleichbehandlungsgrundsatz des Art. 3 GG, weil nur Modellflug und nicht anderer Luftverkehr untersagt wird.

4. Aufstiegserlaubnis, § 29 Abs. 1 LuftVG

4.1. Zuständige Behörde und Verfahren

Zuständig für die Erteilung der Aufstiegserlaubnis ist die örtlich betroffene Luftfahrtbehörde (Bezirksregierung, Regierungspräsident, Verkehrsministerium). Das Verfahren beginnt mit Antragstellung (Person, Aufsteigeort, Grund § l6 Abs. 4, Abs. 5 S. I oder S. 2 LuftVO)

Weitere Angaben sind nicht erforderlich!

4.2. Antragsunterlagen

Lediglich für Anträge nach § 16 Abs. 5 S. 1 oder S. 2 LuftVG (Entfernung) sind Unterlagen gem. § 16 Abs. 7 LuftVO erforderlich; allerdings ist eine teleologische Reduktion notwendig, d.h. lediglich Angaben, die sich auf Grund der Aufstiegserlaubnis (latente Gefahr) beziehen, sind erforderlich. Für § 16 Abs. 4 LuftVO (Gewicht) sind keine weiteren Antragsunterlagen notwendig. Die Anforderung von Antragsunterlagen ist auch nicht unter Bezug auf Richtlinien (s.o.) zulässig.

4.3. Entscheidung in der Hauptsache

Der Abschluss des Verfahrens ist die Entscheidung der Luftfahrtbehörde über den Antrag. Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 10.05.85 ‑ 4 C 36/82, DÖV 1986, S.23f. besteht ein Rechtsanspruch auf Erteilung der Aufstiegserlaubnis; der Behörde steht keine Ermessensentscheidung zu. Rechtsgrundlage stellt § 29 Abs. 1 LuftVG dar.

Also ist die Aufstiegserlaubnis gem. § 29 Abs. 1 LuftVG zu erteilen, wenn keine Gefahr für den Luftverkehr oder die öffentliche Sicherheit und Ordnung durch den beabsichtigten Betrieb von Flugmodellen entsteht. Dabei ist Gefahr für den Luftverkehr idR aus § 16 Abs. 4 oder 5 LuftVO zu ermitteln. Im Übrigen bedeutet öffentliche Sicherheit und Ordnung alle geschriebenen oder ungeschriebenen Rechtsvorschriften des Zusammenlebens (Problembereich hier; Umweltrecht, Argumentation s.o.).

4.4. Nebenbestimmungen zur Aufstiegserlaubnis

Da aufgrund des o.g. Urteil ein Rechtsanspruch auf Erteilung der Aufstiegserlaubnis besteht, sind Nebenbestimmungen zur Aufstiegserlaubnis nur gem. § 36 Abs. 1. Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) zulässig. D.h.: Nur wenn durch die Nebenbestimmung ein Versagungsgrund für die Erteilung der Aufstiegserlaubnis beseitigt wird, ist eine solche Nebenbestimmung zulässig. Das bedeutet, die Zulässigkeit einer jeden Nebenbestimmung ist durch eine ^Luftfahrtbehörde zu begründen und ggfs. – bei Verwaltungsrechtsstreit ‑ zu beweisen (Diskussion einzelner Nebenbestimmungen).

5. Exkurs; Lärmvorschriften

5.1. Richtlinien 

Nach Ziff. 2.2.5. der Richtlinien waren bislang (ab 1981) 84dB(A) bei vorgegebener Messmethode (7m Abstand, 1 m Höhe, 90°) zulässig. Wegen neuerer Rechtsprechung (5.2) sind diese Werte und die Messmethode überholt.

5.2. Neuere Rechtsprechung

Nach dem Urteil des BayVGH, Urt. V. 14.10 97 ist analoge Anwendung der Sportanlagenlärmschutzverordnung vom 18.07.1991 geboten. Dies bedeutet: 55dB(A) am nächstgelegenen Wohnhaus nach dort festgelegter Messmethode (Siehe Aufsatz). Seit März 2000 ist Modellflug anerkannte Sportart, daher ist direkte Anwendung zulässig.

5.3. Handhabung älterer Erlaubnisse

Einerseits sind Bestimmungen in älteren Erlaubnissen (etwa 84dB(a)) wegen Ablaufs der Rechtsmittelfrist unanfechtbar, andererseits fehlt diesen Bestimmungen nun die Geschäftsgrundlage. Daher ist ein Antrag an die zuständige Luftfahrtbehörde sinnvoll, entweder komplett neue Aufstiegserlaubnis (ohne Nebenbestimmungen s.o.) zu erteilen oder jedenfalls Nebenbestimmung zur Lärmbegrenzung neu abzufassen.

6. Versicherungsfragen

6.1. Gesetzliche Haftungsgrundlagen

6.1.1. § 33 LuftVG

regelt eine gesetzliche Gefährdungshaftung (ohne Verschuldensmaßstab) für den Luftfahrzeughalter für solche Schäden die beim Betrieb eines Luftfahrzeugs Dritten entstehen.

6.1.2. § 823 Abs. I BGB

Daneben greift die Haftung nach § 823 Abs. I BGB, wenn durch Verschulden des Luftfahrzeughalters Dritte geschädigt werden. Verschulden heißt Vorsatz oder Fahrlässigkeit (vgl. § 276 BGB Nichtbeachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt; strenger Maßstab).

6.2. Versicherungspflicht gem. § 43 LuftVG iVm § 103 LuftVZO

Grundsätzlich hat jeder Modellflieger eine spezielle Versicherung für die Gefahren aus dem Betrieb von Flugmodellen abzuschließen. Ausgenommen sind lediglich Flugmodelle ohne Verbrennungsmotoren bis 5kg( vgl. § 16 Abs. 4 u. Abs. 5 LuftVO). Achtung: Private Haftpflichtversicherung schließen neuerdings die Risiken aus dem Bereich Modellflug aus, ältere versichern lediglich Modelle bis 5kg ohne Antrieb (Problembereich daher: Elektromodelle bis 5kg ). 

6.3. Haftungshöchstgrenzen und Versicherungsmindestbeträge

6.3.1. Mahnungshöchstgrenze

Die Mahnungshöchstgrenze aus der Haftung gem. § 33 LuftVG beträgt gem. § 37 LuftVG 2,5 Mio. DM. Für die Haftung aus § 823 BGB gibt es demgegenüber keine Haftungshöchstgrenze.

6.3.2. Versicherungsmindestbeträge

Die Versicherungsmindestbeträge gem. § 103 LuftVZO betragen für Personenschäden einzeln 35.000,‑ DM, bei Verletzung mehrer Personen 75.000,‑ DM und für Sachschäden 5.000,‑ DM. Dies sind deutlich zu geringe Mindestbeträge, empfohlen wird der Abschluss einer solchen Versicherung, welche die Haftungshöchstgrenze (2,5 Mio. DM) erreicht.

7. ANHANG TEXTE

Luftverkehrsgesetz(LuftVG)

BGB1 I l999, S. 551, Fassung vom 13.04.99

§ 1 Abs. 1: Die Benutzung des Luftraums durch Luftfahrzeuge ist frei, soweit sie nicht durch dieses Gesetz, durch die zu seiner Durchführung erlassenen Rechtsvorschriften, durch im Inland anwendbares internationales Recht, durch Verordnungen des Rates der Europäischen Union und die zu deren Durchführung erlassenen Rechtsvorschriften beschränkt wird.

§ 1 Abs. 2:

Luftfahrzeuge sind

1. Flugzeuge

2. Drehflügler

3. Luftschiffe

4. Segelflugzeuge

5. Motorsegler

6. Frei‑ und Fesselballone

7. Drachen

8. Rettungsfallschirme

9. Flugmodelle

10. Luftsportgeräte

11. Sonstige für die Benutzung des Luftraums bestimmte Geräte, sofern sie in Höhen von mehr als dreißig Metern über Grund oder Wasser betrieben werden können

§ 6 Abs. 1:

Flugplätze (Flughäfen, Landeplätze und Segelfluggelände) dürfen nur mit Genehmigung angelegt oder betrieben werden. Im Genehmigungsverfahren für Flugplätze, die einer Planfeststellung bedürfen, ist die Umweltverträglichkeit zu prüfen. § 15 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeit bleibt unberührt. Die Genehmigung kann mit Auflagen verbunden und befristet werden.

§ 6 Abs. 2:

Vor Erteilung der Genehmigung ist besonders zu prüfen, ob die geplante Maßnahme den Erfordernissen der Raumordnung entspricht und ob die Erfordernisse des Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie des Städtebaus und der Schutz vor Fluglärm angemessen berücksichtigt sind. § 4 Abs. 1 bis 4 und § 5 des Raumordnungsgesetzes bleiben unberührt. Ist das in Aussicht genommene Gelände ungeeignet oder rechtfertigen Tatsachen die Annahme, dass die eigentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet wird, ist die Genehmigung zu versagen. Ergeben sich später solche Tatsachen, so kann die Genehmigung widerrufen werden.

§ 29 Abs. 1 S. 1 u. S. 2 :

Die Abwehr von Gefahren für Sicherheit des Luftverkehrs sowie für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung durch die Luftfahrt (Luftaufsicht), ist Aufgabe der Luftfahrtbehörden und der für die Flugsicherung zuständigen Stellen. Sie können in Ausübung der Luftaufsicht Verfügungen erlassen...

II. 
Luftverkehrsordnung (LuftVO)


BGB1. I 1999, S. 580ff., Fassung vom 13.04.1999

§ 1 Abs. 1

Jeder Teilnehmer am Luftverkehr hat sich so zu verhalten, dass Sicherheit und Ordnung im Luftverkehr gewährleistet sind und kein anderer gefährdet, geschädigt oder mehr als nach den Umständen unvermeidbar behindert oder belästigt wird.

§ 16 Abs. 4

Der Aufstieg von Flugmodellen von weniger als 5kg Gesamtmasse bedarf keiner Erlaubnis, es sei denn, dass sie mit Raketenantrieb versehen sind.

§ 16 Abs. 5

Flugmodelle mit Verbrennungsmotoren dürfen in einer Entfernung von weniger als 1,5km von Wohngebieten nur mit Erlaubnis der örtlich zuständigen Luftfahrtbehörde des Landes betrieben werden. Dasselbe gilt für Flugmodelle aller Art in einer Entfernung von weniger als 1,5km von der Begrenzung von Flugplätzen. Auf Flugplätzen dürfen Flugmodelle aller Art nur mit Zustimmung der Luftaufsichtsstelle oder der Flugleitung betrieben werden.

§ 16 Abs. 7

Der Antrag auf Erteilung der Erlaubnis nach Absatz 5 oder 6 Satz 1 muss enthalten:

1. Anzahl der beabsichtigten Aufstiege,

2. Beschreibung des Flugmodells oder Flugkörpers unter Angabe der Maße, des Startgewichts und der Motorleistung oder der Stärke des Treibsatzes,

3. Art der Steuerung,

4. Aufstiegsort und Zielgebiet,

5. Aufstiegszeit und Flugdauer

Antrag auf Erteilung einer Aufstiegserlaubnis

(gem. §16 LuftVO)

Antragsteller:

Name, Vorname


Hauptwohnsitz (PLZ, Ort)


Hauptwohnsitz (Strasse, Hausnr.)


Anzahl der beabsichtigten Aufstiege:

Anzahl


Aufstiegszeit (Datum, Uhrzeit)


Flugdauer


Beschreibung des Flugmodells:

Typ
( Segelflugzeug (ohne Antrieb) 

( Flugzeug mit Verbrennungsantrieb

( Flugzeug mit Elektroantrieb

( Flugkörper mit Raketenantrieb

Länge ü.A. (mm)


Spannweite (mm)


Startgewicht (kg)


Motor/Treibsatzleistung (kW/Ns)


Steuerung:

Art
( keine (Freiflug/Fessel)

( automatisch (Kompass/Trägheit)

( Funk (weitere Angaben unten)

Frequenz (MHz, Band)


Sendeleistung (mW)


Fluggebiet

Aufstiegsort


Zielgebiet


Ort, Datum, Unterschrift
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